
Ungültigkeitserklärung von Dienstsiegeln

Der Städt. Gemeinschaftsgrundschule Alsfeldschule wur-
den zwei Dienstsiegel entwendet. 

Beschreibung:

Gummistempel rund, Durchmesser 3,5 cm, Umschrift:
Städt. Gemeinschaftsgrundschule - Alsfeldschule (oben),
Stadt Oberhausen (unten), Wappen des Landes Nord-
rhein-Westfalen

Hinweise auf eine unbefugte Benutzung werden erbeten
an:

Stadt Oberhausen
Bereich 4-1/Personal und Organisation
Schwartzstr. 72
46045 Oberhausen

Aufgebot von Sparurkunden

3018511752

Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunde wer-
den gemäß Teil 2 - Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der Allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften zum Sparkassengesetz für
Nordrhein-Westfalen aufgefordert, binnen drei Monaten
ihre Rechte unter Vorlage der Sparurkunde anzumelden.

Andernfalls wird die Sparurkunde für kraftlos erklärt.

Oberhausen, 23.04.2018 

Stadtsparkasse Oberhausen
- Der Vorstand -

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die Änderung des
Plangebietes und die öffentliche Aus-
legung des Entwurfs des Bebauungsplans
Nr. 672 D - Gildenstraße / Vikariestraße -

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 02.05.2018
beschlossen, das Plangebiet des Bebauungsplans
Nr. 672 D zu ändern.

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 672 D liegt
in der Gemarkung Osterfeld, Flur 30 und 35, und wird
nunmehr wie folgt umgrenzt:

Südliche Seiten der Kettelerstraße und Westfälischen
Straße; westliche Seite der Heinestraße; abknickend
zu einer Verlängerung der Flurstücke Nr. 333, 340
und 334, Flur 30; nördliche Grenzen der Flurstücke
Nr. 333, 340 und 334, Flur 30; westliche Seite der
Vikariestraße; verspringend auf die südliche Seite der
Völklinger Straße; südliche Seite der Völklinger Stra-
ße; nördliche Grenze des Flurstücks Nr. 311, Flur 35;
abknickend rechtwinklig auf die östliche Seite der
Nürnberger Straße; östliche Seite der Nürnberger
Straße; nördliche und östliche Grenzen des Flur-
stücks Nr. 410, Flur 35; ca. 5,5 m entlang der süd-
lichen Grenze des Flurstücks Nr. 410, Flur 35; östliche
Grenze des Flurstücks Nr. 23, Flur 35; ca. 8,7 m ent-
lang der südlichen Grenze des Flurstücks Nr. 23, Flur
35; östliche Grenze des Flurstücks Nr. 25, Flur 35;
nördliche Seite der Bottroper Straße bis zur west-
lichen Seite der Gildenstraße; westliche Seite der
Gildenstraße; am östlichsten Grenzpunkt des Flur-
stücks Nr. 254, Flur 30, rechtwinklig abknickend auf
die östliche Seite der Gildenstraße; östliche Seite der
Gildenstraße.
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Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634).

Der Rat der Stadt hat sich gleichzeitig mit dem Ent-
wurf des Bebauungsplans Nr. 672 D - Gildenstraße /
Vikariestraße - in der Fassung vom 26.03.2018 ein-
verstanden erklärt und die öffentliche Auslegung
nebst Begründung (einschließlich Umweltbericht) be-
schlossen.

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 672 D - Gilden-
straße / Vikariestraße - liegt deshalb nebst Begrün-
dung (einschließlich Umweltbericht) und den wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen
Stellungnahmen und Informationen in der Zeit vom
25.05.2018 bis 25.06.2018 einschließlich im Bereich
5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denkmalschutz -,
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66,
Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009, während der nach-
stehend genannten Öffnungszeiten öffentlich aus.

Öffnungszeiten:
Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr

Verfügbare Arten umweltbezogener Informationen:
Zur Bebauungsplanung wurde eine Umweltprüfung
nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB durchgeführt. Die da-
bei untersuchten Umweltauswirkungen sind im Um-
weltbericht als gesonderter Teil der Begründung be-
schrieben und bewertet worden. Sie betreffen folgen-
de Schutzgüter:

- Mensch;
(Das Plangebiet wird durch Straßen- und Schienen-
verkehrslärm beeinflusst. Der Bebauungsplan enthält
die notwendigen Lärmschutzfestsetzungen (schallge-
dämmte Außenbauteile bei Gebäuden). Die höchsten
Anforderungen an den Schallschutz ergeben sich an
der Bottroper Straße, da hier die Immissionsorte un-
mittelbar zu den Schienenstrecken ausgerichtet sind
sowie in Teilen der Westfälischen Straße. Eine Ver-
schlechterung der Immissionssituation ist durch die
Planung nicht zu erwarten.
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Auswirkungen bzw. Risiken für die menschliche Ge-
sundheit, z. B. durch schwere Unfälle und Katastro-
phen sind nicht zu erwarten. Auch bestehen im Plan-
gebiet oder im näheren Umfeld keine Störfallbetrie-
be im Sinne des Art. 3 Nummer 13 der Richtlinie
2012/18/EU - Seveso-III-Richtlinie.
Die 91 zum Erhalt festgesetzten Straßenbäume die-
nen u. a. einer Minderung von beeinträchtigenden,
klimatischen und lufthygienischen Wirkungen auf
den Menschen und lockern das Stadtbild des über-
wiegend versiegelten Raumes auf.)

- Pflanzen und Tiere;
(Ein Eingriff in Natur und Landschaft wird durch die
Planung nicht ausgelöst. Im Bereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 672 D und in seiner Umgebung
kamen und kommen keine planungsrelevanten
Arten vor. Daher sind die artenschutzrechtlichen
Verbote des § 44 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) vom Bebauungsplan nicht betroffen.
Die 91 zum Erhalt festgesetzten Straßenbäume und
die festgesetzte Dach- und Fassadenbegrünung
werden das Mikroklima positiv beeinflussen, indem
sie zur nächtlichen Abkühlung und Dämpfung der
sommerlichen Hitze beitragen.)

- Fläche;
(Das Plangebiet erstreckt sich auf einer Flächen-
größe von 4,8 ha. Die Realisierung des Bebauungs-
plans Nr. 672 D führt, basierend auf den Nutzungs-
kategorien wie Allgemeine Wohngebiete, Urbane
Gebiete und Verkehrsflächen, zu keinem Freiflä-
chengewinn, verursacht aber auch keinen Freiflä-
chenverbrauch, sondern dient der Innenentwicklung
von Oberhausen-Osterfeld.)

- Boden;
(Aufgrund der starken anthropogenen Überprägung
und der Hangneigung des Geländes ist eine besonde-
re Schutzeinstufung der Böden nicht mehr gegeben.
Die naturnahen Oberböden können mit Schadstof-
fen oberhalb der Vorsorgewerte der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung belastet sein. Ex-
terne Verwertungen sind daher nur eingeschränkt
möglich. Da die Schadstoffbelastungen jedoch unter
den Gefahrenschwellen liegen, sind keine Maßnah-
men zur Gefahrenabwehr erforderlich. Für Empfeh-
lungen hinsichtlich Vorsorgemaßnahmen erteilt die
Untere Bodenschutzbehörde der Stadt Oberhausen
Auskunft.
Innerhalb des Plangebietes befinden sich die vier
nachfolgend genannten Altlastenverdachtsflächen,
die gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB im Planentwurf
gekennzeichnet sind:
˗ H10.002 Henselstraße 9/11, Heinestraße 13,

Westfälische Straße 6
(Altstandort einer Kfz-Werkstatt von 1982 - 1993
und Schlosserei von 1928 - 1982);

˗ H10.050 Vikariestraße 13 und südlich angrenzen-
de Flurstücke
(Altstandort einer Altmöbelaufbereitung von 1987 -
1993);

˗ H10.014 Kirchstraße 3
(Altstandort einer chemischen Reinigung von 1976 -
1977, möglicherweise bereits ab 1972);

˗ H10.048 Gildenstraße 16 / Kirchstraße 20
(Altstandort einer chemischen Reinigung von 1989 -
2013).

Für diese Flächen besteht weiterer Untersuchungs-
bedarf.)

- Wasser;
(Das Plangebiet liegt außerhalb von Trinkwasser-
schutzzonen. Innerhalb des Plangebietes und in der
näheren Umgebung befinden sich keine Oberflä-
chengewässer.
Der anstehende Grundwasserleiter im Plangebiet
sind die Sande und Kiese der Unteren Mittelterrasse
und Niederterrasse von Rhein, Ruhr und Emscher.
Im nördlichen Teil des Plangebietes ist der Grund-
wasserleiter durch aufliegende mehrere Meter mäch-
tige lehmige Bodenschichten geschützt. Auf dieser
Deckschicht können sich insbesondere in regenrei-
chen Zeiten Stauwasserhorizonte ausbilden. Des-
halb sollte vor der Errichtung von unterkellerten Ge-
bäuden die Notwenigkeit von Schutzmaßnahmen
gegen Stau- und Grundwasser geprüft werden.
Das Plangebiet ist fast vollständig bebaut und die
entwässerungstechnische Erschließung in Form
einer Mischkanalisation vorhanden.
Durch die festgesetzte Dachbegrünung wird bei zu-
künftigen Neubebauungen von Nebenanlagen,
Garagendächern und Carports das Niederschlags-
wasser verzögert abgeleitet.)

- Klima und Lufthygiene;
(Aufgrund des mangelnden Anschlusses an klima-
tisch wirksame Flächen und aufgrund der überwie-
gend geschlossenen Blockrandbebauung kann das
Plangebiet keinerlei Luftleitbahnen, über die Kalt-
oder Frischluft der Außenbereiche in die Stadt frei
fließen kann, aufweisen. Eine besondere Bedeutung
zur Luftregeneration ist aufgrund des hohen Versie-
gelungsgrades und der geschlossenen Bebauungs-
struktur ebenso auszuschließen wie eine stadtklima-
tische Bedeutung des Plangebietes aufgrund nächt-
licher Kaltluftproduktion. Um einer weiteren Über-
wärmung in sommerlichen Hitzeperioden entgegen-
zuwirken, sind Dachflächen von Nebenanlagen,
Garagen und Carports mit einer extensiven Dachbe-
grünung zu versehen und die Fassaden teilweise zu
begrünen. Die innerhalb der Verkehrsflächen das
Plangebiet prägenden 91 Bäume sind zu erhalten.
Das Plangebiet liegt innerhalb einer Umweltzone.
Die Belastungskarte für Stickstoffdioxid (NO2) zeigt
für das Plangebiet eine Überschreitung des Grenz-
wertes für NO2 an. Die Überschreitung zeigt, dass
weitere Minderungsmaßnahmen im Bereich der Kfz-
Emissionen notwendig sind, da das Verkehrsauf-
kommen nach wie vor hoch ist, noch immer viele
Stickstoffoxide ausgestoßen werden und Umwelt-
zonen allein zur Minderung der Emissionen nicht
ausreichen.
Die Anwendung der Checkliste aus dem Leitfaden
„Klimaschutz in der Bauleitplanung“ zeigt, dass die
Revitalisierung eines gut erschlossen, zentral gele-
genen, hochwertigen Gebäudebestandes mit her-
vorragendem ÖPNV-Anschluss, Bildungseinrichtun-
gen, Versorgungsmöglichkeiten und Kultureinrich-
tungen in unmittelbarer Nähe der Idee von der „Stadt
der kurzen Wege“ und dem Ziel „Innenentwicklung
vor Außenentwicklung“ entspricht und damit indirekt
auch zum Klimaschutz beiträgt.)

- Landschaft (Orts- und Landschaftsbild, land-
schaftsgebundene Erholung);
(Die Begrünung des Straßenraumes wird mit zu-
nehmendem Alter der Straßenbäume das Ortsbild
positiv beeinflussen, ebenso wie die sukzessive
Begrünung von Dachflächen der Nebenanlagen,
Garagen und Carports sowie der Fassaden.)
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- Kultur und Sachgüter;
(Im Plangebiet befinden sich drei Denkmäler:
˗ Kath. Pfarrkirche St. Pankratius, Bottroper Straße 173 
˗ Isolierhaus, Nürnberger Straße 6 

(das „Isolierhaus“ wurde im Jahre 1875 von der
kath. Kirchengemeinde St. Pankratius mit der
Zweckbestimmung eines Krankenhauses für die
schnell wachsende Bevölkerung der Gemeinde
Osterfeld errichtet. Seit 1909 wurde das Gebäude
der Gemeinde Osterfeld als „Isolierhaus“ für die Ver-
sorgung der Bevölkerung bei auftretenden Epide-
mien zur Verfügung gestellt. Heute dient das zwei-
geschossige Backsteingebäude der gemeindlichen
Arbeit) 

˗ Ehemaliges Postamt Osterfeld, Vikariestraße 12 
Auf das Plangebiet wirkt auch der Umgebungsschutz
für die drei vorgenannten Denkmäler ein. Die Denk-
mäler wurden gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich
in den Bebauungsplan übernommen. Auswirkungen
sind durch die Planung nicht zu erwarten.)

- Kumulation mit anderen Plänen und Projekten;
(Ein planerischer Zusammenhang besteht mit den
rechtskräftigen Bebauungsplänen Nr. 148, 253, und
672 A und B in Oberhausen-Osterfeld. Da es sich
bei den Planungszielen des Bebauungsplans Nr.
672 D im Wesentlichen um eine Bestandssicherung
handelt und keine Zunahme von Versiegelung und
Emissionen durch den Plan hervorgerufen wird, ist
eine kumulative Wirkung, die bestehende Beein-
trächtigungen der Umwelt hervorrufen oder steigern
könnte, nicht zu erwarten.)

- Wechselwirkungen;
(Relevante Wechselwirkungen zwischen den
Schutzgütern, die zu zusätzlichen erheblichen Be-
einträchtigungen führen, sind nicht feststellbar.)

- Vermeidung von Emissionen, sachgerechter
Umgang mit Abfällen und Abwässern sowie
(Sowohl während der Baureifmachung als auch der
Errichtung von Bauvorhaben wird der Einsatz mög-
lichst emissionsarmer Baumaschinen im Baugeneh-
migungsverfahren geregelt. Abfälle werden ord-
nungsgemäß entsorgt, oder, sofern geeignet, einer
Wertstoffsammelstelle zugeführt. Wesentliche
Regelwerke zum Umgang mit dem Bodenmassen
bilden der Anhang 2 zur Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV) sowie die LAGA
Richtlinie M 20 „Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Reststoffen/ Abfällen“.)

- Nutzung erneuerbarer Energien, sparsame und
effiziente Nutzung von Energie
(Im Bebauungsplanverfahren Nr. 672 D werden
keine Energiesparmaßnahmen festgelegt. Die An-
forderungen an den Klimaschutz werden wesentlich
durch die heutigen und künftigen gesetzlichen Vor-
gaben bestimmt. Die darin verankerten technischen
Anforderungen zur Reduzierung des Energiebedarf-
es eines Gebäudes sowie die Verwendung erneuer-
barer Energien leisten den entscheidenden Beitrag
zur Verbesserung der CO2-Bilanz. In der Verord-
nung über energiesparenden Wärmeschutz und
energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden
(EnEV) werden bautechnische Standardanforderun-
gen zum effizienten Betriebsenergieverbrauch eines
Gebäudes vorgeschrieben.)

Da die vorliegende Planung im Wesentlichen den vor-
handenen Bestand sichert und konkrete Änderungen

der Bebauungsstruktur nicht geplant sind, hat eine
Untersuchung von Auswirkungen der Bau- und der
Betriebsphase neuer Gebäude und der eingesetzten
Techniken und Stoffe nicht stattgefunden.

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligungsverfahren
gemäß §§ 3 Absatz 1 und 4 Absatz 1 BauGB sind
Stellungnahmen mit umweltbezogenen Informationen
von folgenden Behörden bzw. Trägern öffentlicher Be-
lange eingegangen:

- Deutsche Bahn AG, DB Immobilien - Region West -,
vom 12.02.2018:
Hinweis auf den südlich vorhandenen Eisenbahn-
betrieb und die dadurch entstehenden Emissionen
(insbesondere Luft- und KörperschaII, Abgase,
Funkenflug, Abriebe z. B. durch Bremsstäube, elek-
trische Beeinflussungen durch magnetische Felder
etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebau-
ung führen können.

- LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland,
vom 28.02.2018:
Hinweise auf den historischen Ortskern von Oster-
feld und mögliche Relikte der historischen Entwick-
lung von Osterfeld wie Gebäudefundamente, Keller,
Brunnen, Gruben aller Art, Mauerfundamente,
Gräben, Wege- und Platzpflasterungen, Siedlungs-
schichten, Bestattungen (bei St. Pankratius) sowie
die darin enthaltenen Funde. Bei den Planungen
sind die Belange des Denkmalschutzes nach § 1
Abs. 3 Denkmalschutzgesetz (DSchG NRW) ange-
messen zu berücksichtigen.

Folgende Prüfungsergebnisse mit umweltbezogenen
Informationen sind verfügbar und als Anlage der
Begründung bzw. dem Umweltbericht beigefügt:

- Checkliste Klimaschutz (Beurteilung der Klima und
Energieeffizienz der städtebaulichen Planung);

- Stellungnahme zum Lärmschutz durch den Bereich
Umweltschutz der Stadt Oberhausen vom 14.03.2018.

Die der Stadt Oberhausen in den bisherigen Verfah-
rensschritten von Dritten zur Verfügung gestellten um-
weltbezogenen Informationen und Stellungnahmen
sind bei der Erarbeitung des Umweltberichts abwägend
berücksichtigt worden (siehe oben - Schutzgüter -).

Weitere Details der umweltrelevanten Informationen
sind dem ausliegenden Umweltbericht mit den ge-
nannten Prüfergebnissen und den aufgeführten Stel-
lungnahmen zu entnehmen.

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist
(bis 25.06.2018) abgegeben werden. Nicht rechtzeitig
abgegebene Stellungnahmen können bei der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan unbe-
rücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt
nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und
deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungs-
plans nicht von Bedeutung ist (§ 4 a Abs. 6 BauGB).

Gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634).
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II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Die vom Rat der Stadt am 02.05.2018 gefassten Be-
schlüsse zur Änderung des Plangebietes und zur
öffentlichen Auslegung sowie die öffentliche Ausle-
gung des Bebauungsplanentwurfs Nr. 672 D - Gilden-
straße / Vikariestraße - nebst Begründung (inkl. Um-
weltbericht) werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmach-
ungsverordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung der Be-
schlüsse zur Änderung des Plangebietes und zur
öffentlichen Auslegung des Entwurfs des Bebau-
ungsplans Nr. 672 D - Gildenstraße / Vikariestraße -
nebst Begründung (inkl. Umweltbericht) stimmt mit
den Ratsbeschlüssen vom 02.05.2018 überein.

Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmach-
ungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV. NRW. S. 516 / SGV NRW 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S.
739), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 03.05.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Entwurf des Bebau-
ungsplans Nr. 672 D - Gildenstraße / Vikariestraße -:

Die bestehenden städtebaulichen Strukturen sollen er-
halten bleiben und Entwicklungsmöglichkeiten an den
Stellen, wo sie wünschenswert sind, eingeräumt werden.
Prägend an dieser Stelle im Stadtgefüge ist besonders
die weitgehend geschlossene, mehrgeschossige Bebau-
ung der meisten Baublöcke. Das östliche Plangebiet ist
besonders durch alleinstehende Denkmäler wie die St.
Pankratius-Kirche und das ehemalige Isolierhaus ge-
prägt. Die vorgefundene Nutzungsstruktur in Kombi-
nation mit der vorhandenen städtebaulichen Dichte führt
dazu, den Großteil des Plangebiets als Urbanes Gebiet
(MU) auszuweisen. Neben den öffentlichen Verkehrsflä-
chen werden für einen geringeren Teil auch noch Allge-
meine Wohngebiete (WA) festgesetzt.

Für die Urbanen Gebiete (MU) werden Lotterie- und
Wettannahmestellen, Tankstellen, Sexshops, Vergnü-
gungsstätten sowie Anlagen und Betriebe, die gewerblich
betriebenen sexuellen Dienstleistungen und Darbietun-
gen dienen, textlich ausgeschlossen. Innerhalb der Allge-
meinen Wohngebiete (WA) sind Gartenbaubetriebe und
Tankstellen unzulässig.

Da das Plangebiet zu großen Teilen bereits bebaut ist
und um der weiteren baulichen Entwicklung eine gewis-
se Dynamik zu belassen, soll das Maß der baulichen
Nutzung jedoch nicht über Festsetzungen im Bebau-
ungsplan geregelt werden. Vielmehr soll sich die Zuläs-

sigkeit von Vorhaben in Bezug auf das Maß der bau-
lichen Nutzung und die überbaubaren Grundstücksflä-
chen nach § 34 BauGB richten (einfacher Bebauungs-
plan gemäß § 30 Abs. 3 BauGB). Auf diese Weise kann
der weiteren baulichen Entwicklung ein Spielraum einge-
räumt werden, dessen Grenzen durch die bestehende
Bebauung definiert werden. 

Informationen (u. a. Plan und Begründung (inkl. Umwelt-
bericht)) sind auch im Internet unter www.o-sp.de/ober-
hausen/start.php abrufbar.

Gemäß § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau und Be-
fugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz) in der Fassung vom 13. Mai 1980, zuletzt geän-
dert am 16. September 2009, in Verbindung mit § 35 Satz
2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S.
602), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 20.
Mai 2014 (GV.NRW.S. 294), erlässt der Oberbürger-
meister der Stadt Oberhausen folgende

ALLGEMEINVERFÜGUNG

1. Trage- und Mitführverbot von Bekleidungsstücken
mit Abzeichen, Emblemen, Schriftzügen, Colours
oder sonstigen Kennzeichnungen der Motorrad-
gruppierungen, ähnliche sog. Outlaw Motorcycle
Gangs und rockerähnlichen Gruppierungen.

Im unter Punkt 3 näher bezeichneten Gebiet ist es unter-
sagt, Bekleidungsstücke zu tragen oder mitzuführen, die
mit Abzeichen, Emblemen, Schriftzügen, Colours oder
sonstigen Kennzeichnungen der (Motorrad-) Gruppierun-
gen Bandidos MC, Hells Angels MC, Hells Angels MC
Charter Hellgate, Satudarah MC, Outlaws MC,
Gremium MC, No Surrender MC, Mongols MC, Red
Devils MC Germany, Support 81, MC Guardians,
Chicanos MC, Hermanos MC Germany, The Clan 81,
Caballeros MC, Malditos MC, Blood Brothers MC,
Crew 45, Brothers MC, Turkos MC, Osmanen BC,
Germania SG, Black Jackets, United Tribuns und
Freeway Rider’s versehen sind.

Das Verbot gilt auch für Kleidungsgegenstände, die in
Text, Bild oder Zeichen den Namen, das Symbol oder
sonstige Kennzeichnungen einer Zugehörigkeit oder
Unterstützung der genannten Gruppe, deren Unter-
stützergruppen, die unter gleichen Colours firmieren oder
rockerähnlichen Gruppierungen wiedergeben.

Ferner ist die Wiedergabe der Schriftzüge und Parolen
„Respect Few, Fear None“ und „Expect no mercy“ sowie
des Signums „1%er“ oder „1%“ in einer Raute und die
Bezeichnungen „Outlaw Motorcycle Gang“ oder „Outlaw
Motorcycle Club“ verboten.

Beispielhaft sind Symbole der bezeichneten Gruppen als
Anlage 1 aufgeführt.

2. Zeitlicher Geltungsbereich

Das unter Ziffer 1 festgelegte Verbot gilt in dem unter
Ziffer 3 genannten Bereich zu folgenden Zeiten:

- von Mittwoch, 30.05.2018, 10:00 Uhr 
bis Donnerstag, 31.05.2018, 03:00 Uhr,
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